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(Nr. 13315.) Geſetz über die weitere Nemegevg der kommunalen Grenzen im weſtfäliſchen Induſtrie⸗ 
bezirk. Vom 22. März 1928. 


D er Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 
Teil I. 8 
8 K 1 5 
Der Landkreis Dortmund wird aufgelöſt. 
8 2. 


Mit der Stadtgemeinde Dortmund werden folgende Landgemeinden des Landkreiſes 
Dortmund vereinigt: 


1. Oeſpel, HERDER: 13. Holthauſen (Amt Brambauer), 
2. Kley, 14. Brechten, 
3. Lütgendortmund, 135. Kirchderne, 
4. Bövinghauſen, n LHEDELNE- UNTER Grenzberichtigung gegen 
5. Kirchlinde, die Stadt Lünen gemäß NE A 
6. Marten, dieſes Geſetzes ($ 5), 
7. Weſterfilde, 17. Grevel, 
8. Bodelſchwingh, 18. Lanſtrop, N 
9. D 1 119, ST, 
10. Mengede, FRE 20. Hufen, 
111. Nette, € „„ Aſſeln, 
12. „ 22. Wickede. 
f 8 3 


Mit der ede Herne werden vereinigt die Landgemeinden Sodingen, Börnig 15 
Holthauſen (Amt Sodingen) des Landkreiſes Dortmund unter „ gegen die Stadt 
Caſtrop⸗ 1 1 ei B Ae N f 


g ee ; 
Die En Gaftcop-Raugel bildet einen ſelbſtändigen Stadtkreis Mit in 910 die 
Landgemeinde Deininghauſen des Landkreiſes Dortmund vereinigt. : ; 


5 

Die Stadt Lünen bildet einen ſelbſtändigen Stadtkreis. Mit ihr werden die Gemeinde 

Brambauer und der Nordteil der Landgemeinde Derne des Landkreiſes Dortmund nach Maßgabe 
der „ der 3 A des Gesetzes ($ 2 Nr. 5 N 


N 8 6. N 
Die Kiter ei Marten, Sodingen, Mengede, Brambauer, Derne und Brackel 
werden aufgelöſt. 


(Vierzehnter Tag nach Ablauf des Ausgabetags: 6. April 1928.) 7 
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§ 7. 
Die Stadt Hörde wird mit der Stadtgemeinde und dem Stadtkreis Dortmund vereinigt. 


S 
Die Stadtgemeinden Buer und Gelſenkirchen ſowie die Landgemeinde Horſt⸗Emſcher im 
Landkreis W werden b einer e Gelſenkirchen⸗Buer vereinigt. 


Das Amt Horſt wird aufgelöſt. 


Teil II. Rechtsfolgen der Grenzänderungen. 
Abſchnitt J. | 
Rechtsnachfolge. 
8 10. 
Rechtsnachfolger des aufgelöſten Landkreiſes Dortmund iſt die Stadtgemeinde Dortmund. 


§ 11. 
Rechtsnachfolger der 1 aufg Amter ſind: 


1. der Amter . Marten, Mengede, Derne und Brackel: die Stadtgemeinde 
Dortmund; 


2. des Amtes Brambauer: die Stadtgemeinde Lünen; 
3. des Amtes Sodingen: die Stadtgemeinde Herne; 
4. des Amtes Horſt: die Stadtgemeinde Gelſenkirchen⸗Buer. 


§ 12. 
(1) Rechtsnachfolger der aufgelöſten Gemeinden ſind die Gemeinden, mit 1 ſie vereinigt 
werden, oder die neugebildeten Gemeinden, zu denen ſie zuſammen mit anderen Gemeinden 
vereinigt werden. 


(2) Rechtsnachfolger der Landgemeinde Derne iſt die Stadtgemeinde Dortmund. 


Abſchnitt ll. 
Rückwirkung der Grenzänderung auf andere als kommunale Grenzen. 
§ 13. 


88 34, 36 und 37 des Geſetzes über die Neuregelung der iimmelen Grenzen im rheiniſch⸗ 
weſtfäliſchen n vom 26. Februar 1926 (Geſetzſamml. S. 53) finden Anwendung. 


988.44. 
(1) Die Amtsgerichte für diejenigen Stadt⸗ und Landgemeinden, deren Gebiet durch dieſes 
Geſetz eine kommunale Neuregelung erfährt, behalten ihre Bezirke bis auf weiteres bei. 
(2) Das Staatsminiſterium wird ermächtigt, die Grenzen der im Abſ. 1 bezeichneten Amts⸗ 
gerichtsbezirke aus Anlaß der du dieſes Geſetz erfolgten Anderung der Gemeindegrenzen durch 
Verordnung abzuändern. 


Abſchnitt ll. 
Neuwahlen der Vertretungskörperſchaften. 
8 15. 8 
Binnen drei Monaten nach Inkrafttreten dieses Geſeges find die Stadtverordneten⸗ 


verſammlungen der Stadtgemeinden Dortmund, Herne, Lünen und Gelſenkirchen⸗Buer neu 
zu wählen. 
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Abſchnitt IV. 
Ortsrecht. 
§ 16. 
SS 39, 40, 42 und 43 Nr. 1 und 2 des Geſetzes über die Neuregelung der kommunalen 


Grenzen im rheiniſch⸗weſtfäliſchen Induſtriebezirke vom 26. Februar 1926 (Geſetzſamml. S. 53) 
finden Anwendung. 


Abſchnitt V. 
Beamte und Angeſtellte. 
Unterabſchnitt A. 
Ehrenbeamte. 
§ 17. a 
Die Amtszeit der Ehrenbeamten des Landkreiſes Dortmund, der durch dieſes Geſetz aufgelöſten 
Amter ſowie der Gemeinden, die durch dieſes Geſetz mit einer anderen Gemeinde oder mit anderen 
Gemeinden zuſammen zu einer neuen Gemeinde vereinigt werden, endigt mit dem Inkrafttreten 
dieſes Geſetzes. DR 
Unterabſchnitt B. 
Beſoldete Beamte und Angeſtellte. 
§ 18. ; A 
Die Rechtsverhältniſſe der beſoldeten Beamten und Angeftellten der beteiligten Kreiſe und 
Gemeinden werden durch dieſes Geſetz nur nach Maßgabe der folgenden Vorſchriften berührt. 


§.19. she: 1236 
Die Vorſchriften der SS 46 bis 50 des Geſetzes über die Neuregelung der kommunalen 
Grenzen im rheiniſch-weſtfäliſchen Induſtriebezirke vom 26. Februar 1926 (Geſetzſamml. S. 53) 
finden entſprechende Anwendung. * 8 
§ 20. f 11 615 N 
Die beſoldeten Beamten und Angeſtellten der durch dieſes Geſetz aufzulöſenden Landkreiſe, 
Amter und Gemeinden treten in den Dienſt des Rechtsnachfolgers über. 


i § 21. 5 

(1) Eine Verpflichtung zur Übernahme eines Amtes im Dienſt des Rechtsnachfolgers beſteht 
aur, falls die Aufgaben, das Dienſteinkommen und die Verſorgung denen des bisherigen Amtes 
gleichwertig ſind. i f a BE 

(2) Darüber, ob die Vorausſetzungen des Abſ. 1 vorliegen, entſcheidet im Streitfalle die 
Schiedsſtelle (§ 66 des Geſetzes vom 26. Februar 1926 — Geſetzſamml. S. 53 —). Die Schiedsſtelle 
hat, wenn fie die Vorausſetzungen des Abſ. 1 als gegeben erachtet, dahin zu beſchließen, daß der 
Beamte oder Dauerangeſtellte bei Verluſt des Anſpruchs auf Dienſteinkommen, Ruhegehalt 
(Ruhegeld) und Hinterbliebenenfürſorge zur Annahme des Amtes verpflichtet iſt. Sie hat in dieſem 
Falle einen letzten Termin zu beſtimmen, bis zu welchem der Beamte oder Dauerangeſtellte den 
Dienſt anzutreten hat. Die Schiedsſtelle kann beſchließen, daß für den Fall der Nichtübernahme 
des Amtes dem Beamten oder Dauerangeſtellten das geſetzliche Ruhegehalt (Ruhegeld) ganz oder 
teilweiſe für Lebenszeit oder für beſtimmte Zeit von dem Rechtsnachfolger zu zahlen iſt. Hat der 
Beamte oder Dauerangeſtellte eine ruhegehalts⸗ (ruhegeld⸗) fähige Dinſtzeit von zehn Jahren noch 
nicht zurückgelegt, ſo kann die Schiedsſtelle beſchließen, daß ihm das Ruhegehalt (Ruhegeld) ganz 
oder teilweiſe auf Lebenszeit oder für eine beſtimmte Zeit zu zahlen iſt, das ihm zuſtehen würde, 
wenn er eine ruhegehalts- (ruhegeld⸗) fähige Dienſtzeit von zehn Jahren zur Zeit des Ausſcheidens 
bereits zurückgelegt hätte. i 

8 22. 

Der Beſchluß der Schiedsſtelle im Falle des 8. 21 hat hinſichtlich der Beendigung des 
Dienſtverhältniſſes und der vermögensrechtlichen Folgen die Wirkung eines rechtskräftigen 
Diſziplinarurteils. ar 1 i 5 
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18 
Falls der Übertritt in den Dienſt des Rechtsnachfolgers einen Wechſel des Wohnſitzes bedingt, 
iſt der Rechtsnachfolger verpflichtet, Umzugskoſten und Wohnungsbeihilfen nach Maßgabe der für 
die unmittelbaren Staatsbeamten geltenden Beſtimmungen zu leiſten. 


Abſchnitt VI. 
Auseinanderſetzung. 
§ 24. 

(1) Die Auseinanderſetzung auf Grund dieſes Geſetzes bleibt beſchränkt auf das Vermögen 
und die Schulden des Landkreiſes Dortmund. 

(2) § 79 Abſ. 4 und 5 des Geſetzes über die Neuregelung der kommunalen Grenzen im 
rheiniſch⸗weſtfäliſchen Induſtriebezirke vom 26. Februar 1926 (Geſetzſamml. S. 53) findet 
Anwendung. 

§ 25. 

Beteiligt an der Aseinaärberſehüng ſind die Stadtgemeinden Sorknumd, Herne, Caſtrop⸗ 

Rauxel und Lünen. 
§ 26. 

Im übrigen finden auf die Auseinanderſetzung die Vorſchriften der 88 74 und 75 Abſ. 1 
bis 3, 76 bis 78, 80 bis 82 des Geſetzes über die Neuregelung der kommunalen Grenzen im 
rheiniſch⸗weſtfäliſchen Induſtriebezirke vom 26. Februar 1926 (Geſetzſamml. S. 53) inſoweit 
Anwendung, als ſie den Gegenſtand der Auseinanderſetzung auf Grund dieſes Geſetzes 
($ 24 Abſ. 1) betreffen. 


Schluß vorſchriften. 
8 27. 
Das Geſetz tritt mit dem 1. April 1928 in Kraft. 


§ 28. 

(1) Bei der Feſtſtellung und Berechnung der Rechnungsanteile der Gemeinden und Gemeinde: 
verbände, deren Grenzen durch dieſes Geſetz verändert werden, tritt inſoweit für das Rechnungs⸗ 
jahr 1928 an die Stelle des in SS 11 und 14 des Preußiſchen Ausführungsgeſetzes zum Finanz⸗ 
ausgleichsgeſetz zum Stichtag beſtimmten „31. März“ der „1. April“ als Stichtag. 

(2) Für die Feſtſtellung und Berechnung der Rechnungsanteile der Stadt Gelſenkirchen⸗Buer 
(§ 8) an der Einkommen⸗ und Körperſchaftſteuer (§ 11 Abſ. 1 bis 3 des Preußiſchen Ausführungs⸗ 
geſetzes zum Finanzausgleichsgeſetz in der Faſſung der Bekanntmachung vom 14. Mai 1927 
— Geſetzſamml. S. 63 —) ift fo zu verfahren, als wenn die bisherigen Städte Buer und Gelſen⸗ 
kirchen und die bisherige Landgemeinde Horſt⸗Emſcher ſelbſtändig geblieben wären. 


8.29. 
Die beteiligten Miniſter erlaſſen die zur Ws füß ruſtg dieſes Geſehes notwendigen 
Beſtimmungen. 
Das vorſtehende, vom Landtage beſchoſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 5 


Berlin, den 22. März 1928. 


Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
. i Braun. Grzeſinſki. 
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Anlage A 
zu dem Geſetz 


Grenze zwiſchen Dortmund und Lünen. 


Die neue Grenze beginnt an der nordöſtlichen Ecke der Parzelle, Gemarkung Altenderne⸗Oberbecker, 
Flur 4 Nr. 481/144 in der Gemarkungsgrenze gegen Lünen⸗Horſtmar, läuft in gerader Linie an der 
Nordweſtſeite des Weges, Parzelle Nr. 1181/145 und weiter in gleicher Richtung an der Grenze der 
Parzelle 325/145 entlang bis zum Schnitt mit Parzellengrenze Nr. 147, um dann ſcharf nach Nordweſten 
zwiſchen den Parzellen 147, 149, 307/151 einerſeits und der Parzelle 403/144 andererſeits zu verlaufen. 
Weiter folgt die Grenze zunächſt in nordöſtlicher Richtung der nordweſtlichen Grenze der Parzelle 403/144, 
dann in nordweſtlicher Richtung der Grenze der Parzelle 317/141 gegen Parzelle 1179/43, ſchneidet die 
Eiſenbahn von Dortmund nach Lünen, um dann an der nordöſtlichen Grenze der Parzelle 313/141 in 
gleicher Richtung weiter bis zum Schnitt mit der Heinrichſtraße zu verlaufen. Nach Durchſchneiden 
dieſer Straße folgt die neue Grenze der nordweſtlichen Straßenſeite in ſüdweſtlicher Richtung, bis dieſe 
auf die Parzelle Nr. 1524/152 ſtößt, um dann weiter zwiſchen den Grenzen der Parzellen 1524/152, 129, 
1523/128, 1521/126, 807/85 einerſeits und 1174/140, 580/133, 877/128, 7821128, 758/128 und 8211128 
andererſeits bis zum Schnitt mit der Mühlenſtraße zu verlaufen. Nach Durchſchneiden dieſer Straße 
biegt die neue Grenze ſcharf nach Südweſten ab, an der nordweſtlichen Straßenſeite entlang laufend bis 
zum Schnitt mit einer durch Teilung der Parzelle 63 neu zu bildenden Parzellengrenze, welche entlang 
einem beſtehenden Drahtzaun etwa rechtwinklig zur Mühlenſtraße in einer Entfernung von ungefähr 
130 Metern von der ſüdöſtlichen Ecke der Parzelle 63 abgeht. Die neu zu bildende Gemeindegrenze 
folgt dieſem Drahtzaun als zukünftiger Parzellengrenze in nordweſtlicher Richtung bis zum Schnitt mit 
der gegenüberliegenden parallel zur Straße verlaufenden Grenze der Parzelle 63, biegt dann mit ſcharfem 
Knick nach Südweſten ab, um den Grenzen zwiſchen den Parzellen Nr. 63, 230/62, 231/62, 61 und 72 
einerſeits ſowie den Parzellen Nr. 64, 70 und 71 andererſeits zu folgen. Die beſtehende Gemarkungs⸗ 
grenze zwiſchen Altenderne-Oberbecker und Altenderne-Niederbeder und die Lüner Straße durchſchneidend, 
verläuft fie weiter zwiſchen den Parzellen der Gemarkung Altenderne-Niederbeder Flur 3, Nr. 28 und 
27 einerſeits und den Parzellen 26, 24, 23 und 22 andererſeits bis zum Schnitt mit der Grabenparzelle 
Nr. 75, dann nach Südoſten abbiegend, ein kurzes Stück an dieſem Graben entlang, dieſen Graben und 
den Weg, Parzelle 70, durchſchneidend, auf der Grenze zwiſchen den Parzellen 21 und 20, weiter den 
Mahlbach durchſchneidend, um in gleicher Richtung der Grenze zwiſchen den Parzellen 89/15 und 14 
einerſeits und den Parzellen 19, 18, 17, 3, 4 und 12 andererſeits bis zum Schnitt mit der Preußenſtraße 
zu folgen. N 

Die neue Grenze folgt weiter in nordweſtlicher Richtung der Grenze der Preußenſtraße bis zum 
Schnitt mit der Verlängerung der Grenze zwiſchen den Parzellen 20 und 21, durchſchneidet die Preußen⸗ 
ſtraße, um an der nördlichen Grenze der Parzelle 21, Flur 9 entlang zu laufen, und folgt weiter ſcharf 
nach Norden abbiegend der Grenze zwiſchen den Parzellen Nr. 9 einerſeits und den Parzellen Nr. 16 
und 15 andererſeits, durchſchneidet die Weſtſtraße in der Richtung auf den Schnittpunkt der Grenze 
zwiſchen den Parzellen 83 und 62 mit der nördlichen Grenze der Weſtſtraße, um weiter in nördlicher 
Richtung an der Oſtſeite des Weges Parzelle 83, Flur 13 und Parzelle 18 Flur 14 nach Durchſchneidung 
des Süggelbachs in der Oſtgrenze der Parzelle 24 bis zum Schnitt mit der Gemarkungsgrenze gegen 
Lünen⸗Gahmen zu verlaufen. c 

Anlage B 


zu dem Geſetz 


Grenze zwiſchen Herne und Caſtrop⸗Rauxel. 

Die neue Grenze beginnt an der nordöſtlichen Ecke der Parzelle Gemarkung Horſthauſen Flur 3 

Nr. 152 im Dortmund⸗Ems⸗Kanal folgt der Mittellinie des Dortmund⸗Ems⸗Kanals nach Nordoſten, 
die Parzelle Gemarkung Pöppinghauſen Flur 5 Nr. 815/165 durchſchneidend, bis zum Schnitt mit der 
Verlängerung der Grenze zwiſchen den Parzellen 809/94, 781/95 einerſeits und 796/94, 810/94 anderer⸗ 
ſeits, folgt dieſer Verlängerung, die Parzellen 815/165, 795/94 teilend, der Grenze ſelbſt und ihrer 
Verlängerung nach Südoſten durch die Grabenparzelle 637/203 bis zum Schnitt mit der beſtehenden 
Gemarkungsgrenze Pöppinghauſen gegen Bladenhorſt. Weiter folgt ſie in ſüdlicher Richtung den 
beſtehenden Gemarkungsgrenzen zwiſchen Pöppinghauſen und Bladenhorſt, Börnig und Bladenhorſt 
und Holthauſen und Bladenhorſt bis zum nordöſtlichen Eckpunkt der Parzelle Gemarkung Holthauſen 
Flur 20 Nr. 1/2, hält die Grenze von Parzelle 1/2 gegen 560/3 an bis zum ſüdöſtlichen Punkt der Par⸗ 
zelle 1/2 in der Gemarkungsgrenze Holthauſen gegen Börnig, folgt dieſer Gemarkungsgrenze bis zur 
Nordweſtecke der Parzelle Gemarkung Holthauſen Flur 20 Nr. 565/3 und verläuft an der nördlichen 
bzw. öſtlichen Grenze der Parzellen 565/3, 563/0.1, 564/1 und 431/ (Weg und 431/ zu Herne gehörend) 
entlang bis zur Südoſtecke der Parzelle 431/1. Von hier folgt die Gemeindegrenze nach Oſten der Nord⸗ 
grenze der Emſchertalbahn Parzellen Gemarkung Holthauſen Flur 20 Nr. 434/1, 436/1, 438/1, 440 /, 
141/1, 414/0.1, 415/0.1 bis zum Schnitt mit der beſtehenden Gemarkungsgrenze Holthauſen gegen 
Caſtrop, geht in ſüdlicher Richtung an dieſer Gemarkungsgrenze entlang bis zum gemeinſamen Grenz⸗ 
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punkt der Gemarkungen Holthauſen⸗Caſtrop⸗Behringhauſen. Von hier verläuft die neue Grenze grad⸗ 
linig in ſüdlicher Richtung, die Parzellen Gemarkung Behringhauſen Flur 14 Nr. 37/86, einen Weg 
ohne Nummer, 37/87, 37/88, 37/89 und 392/37 durchſchneidend, zur Nordoſtecke der Parzelle 393/37, 
geht an der Oſtgrenze dieſer Parzelle entlang, folgt, in ſcharfem Knick nach Oſten umbiegend, der Süd⸗ 
grenze der Parzelle 392/37 bis zur Grenze gegen Parzelle 946/37, folgt, nach Süden umbiegend, der Weſt⸗ 
grenze der letztgenannten Parzelle bis zu ihrer Südweſtecke, durchſchneidet von hier aus die Parzellen 
277/37, 37/88, 37/82, 174/37, 505/0.37, 5060.37 in gerader Verbindung mit der Nordweſtecke der Parzelle 
774/46, folgt der Weſtgrenze der Parzellen 774/46, 775/49 und der die Parzelle 771/50. durchſchneidenden 
Verlängerung der Grenze der Parzelle 775/49 einerſeits gegen Parzellen 997/49, 767/49 und 768/49 
andererſeits bis zum Schnitt mit der beſtehenden Gemarkungsgrenze Behringhauſen gegen Holthauſen. 
Im weiteren Verlauf folgt ſie der beſtehenden Gemeindegrenze zwiſchen Stadtgemeinde Herne und 
Stadtgemeinde Caſtrop⸗Rauxel. 


(Nr. 13316.) Verordnung zur Ausführung des 8 61 des Betriebsrätegeſetzes vom 4. Februar 1920 bei 
den dem Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten unterſtellten Zweigen der 
Staatsverwaltung. Vom 15. März 1928. 


Auf Grund des § 61 BRG. vom 4. Februar 1920 (Reichsgeſetzbl. S. 147) wird nach 
Verhandlung mit den beteiligten wirtſchaftlichen Vereinigungen der Arbeitnehmer folgendes 
verordnet: 

I. Allgemeine Beſtimmungen. 


Sl 
Die dem Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten unterftellten Zweige der Staats⸗ 
verwaltung, mit Ausnahme der Betriebs⸗ und Verwaltungszweige der Preußiſchen Waſſerbau⸗ 
verwaltung ($ 4 Abſ. 3) werden, unbeſchadet der nach dem BRG. beſtehenden Einzelbetriebs⸗ 
vertretungen, zur Bildung eines Hauptbetriebsrates zuſammengefaßt. 


a § 2. 

Die Rechte und Pflichten des Staates als Arbeitgeber übt der Miniſter für Landwirtſchaft, 
Domänen und Forſten aus. Er iſt befugt, Beamte der Zentralbehörde als ſeine beſonderen 
Vertreter zu beſtellen. 

| 830 

Arbeitnehmer im Sinne diefer Verordnung find Arbeiter und Angeftellte, die zu dem im 8 4 

näher bezeichneten Geltungsbereich gehören. 


II. Aufbau des Hauptbetriebsrates. 


Se 8 4. 
Der Hauptbetriebsrat wird zur Geſamtvertretung aller in den nach $ 1 zuſammengefaßten 
Zweigen der Staatsverwaltung beſchäftigten Arbeitnehmer gebildet, 

1. die dem Manteltarifvertrage für die Lohnempfänger bei den preußiſchen Verwaltungs⸗ 
behörden (Verwaltungsarbeiter) vom 3. Dezember 1921 in der Faſſung vom 26. Abril 1924 
(PrBeſBl. S. 119) unterſtehen, 8 N 

2. die als Betriebsarbeiter in den ſtaatlichen Bade- und Brunnenbetrieben, in den ſtaatlichen 
Rebſchulen und Verſuchsweinbergen und in der ſtaatlichen Lehr⸗ und Forſchungsanſtalt 
für Wein⸗, Obſt⸗ und Gartenbau in Geiſenheim a. Rh. beſchäftigt ſind, und 

3. die ſich in einem privatrechtlichen Angeſtelltenverhältnis befinden. 155 

Anderungen des Geltungsbereiches des in Abſ. 1 Ziff. 1 bezeichneten Tarifvertrages ziehen 
eine entſprechende Anderung auch für den Geltungsbereich des Hauptbetriebsrates nach ſich. Ein 
1 Ablauf des Tarifvertrages hat für den umſchriebenen Geltungsbereich keine ändernde 

irkung. - eo 
Ausgenommen von der Zuſtändigkeit des Hauptbetriebsrates find die im Abſ. 1 Ziff. 1 und 3 
bezeichneten Arbeitnehmer, für die nach der Verordnung vom 4. September 1922 über die Bildung 
von Betriebsvertretungen im Bereich der Preußiſchen Waſſerbauverwaltung (abgedruckt im 
Zentralblatt der Bauverwaltung 1922 S. 481 bis 494) ein beſonderer Hauptbetriebsrat befteht. 
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III. Zuſammenſetzung und Zuſtändigkeit. 


SB. 
Der Hauptbetriebsrat befteht aus ſieben Mitgliedern, die aus verſchiedenen Berufsgruppen 
der im Geltungsbereich des 8 4 beſchäftigten Arbeitnehmer entnommen werden ſollen. 


8 6. 


Arbeiter und Angeſtellte müſſen je mindeſtens einen Vertreter im Hauptbetriebsrat haben. 


ST. 

Zur Führung der laufenden Geſchäfte wählt der Hauptbetriebsrat aus ſeiner Mitte einen 
geſchäftsführenden Ausſchuß von drei Mitgliedern, deren Beſchäftigungsort möglichſt Berlin 
ſein ſoll. 

§ 8. 


Der Hauptbetriebsrat iſt zuſtändig: 
a) für Angelegenheiten, die über den Bereich der nach dem BRG. in Betracht kommenden 
Einzelbetriebsvertretungen hinaus von Bedeutung ſind; 
b) für Angelegenheiten, die allgemeine oder grundſätzliche Bedeutung haben, und 
e) für die ihm vom Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten zur Behandlung 
überwieſenen Angelegenheiten. 8 
89. 
Ob eine Angelegenheit über den Bereich einer Einzelbetriebsvertretung hinaus von Bedeutung 
iſt, entſcheidet im Streitfalle der Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten nach 
Benehmen mit dem Hauptbetriebsrat. 


IV. Wahl. 
§ 10. 
Zur Wahl des Hauptbetriebsrates bilden alle nach § 4 dieſer Verordnung in Betracht 
kommenden Arbeitnehmer einen Wahlkörper. Sie wählen die Mitglieder des Hauptbetriebsrates 
aus ihrer Mitte in unmittelbarer und geheimer Wahl nach den Grundſätzen der Verhältniswahl. 


sem. 


Die Leitung der Wahl des Hauptbetriebsrates liegt in der Hand eines im Hauptbetriebsrat 
zu wählenden, aus drei wahlberechtigten Arbeitnehmern beſtehenden Wahlvorſtandes. Der Wahl⸗ 
vorſtand beſtimmt ſeinen Vorſitzenden ſelbſt und führt die Wahl nach der Wahlordnung (Anhang 1 
zum BRG.) durch. 

Die Leitung der erſten Wahl nach Inkrafttreten dieſer Verordnung liegt in der Hand eines 
vom Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten zu berufenden Wahlvorſtandes, der aus 
fünf von den bei den Verhandlungen über dieſe Verordnung beteiligten wirtſchaftlichen Ver⸗ 
einigungen vorzuſchlagenden Arbeitnehmern beſteht. Das gleiche gilt im Falle des § 23 
Abſ. 2 des BRG. 

§ 12. 

Der Wahlvorſtand hat das Wahlergebnis ſpäteſtens bis zum 14. Tage nach dem Wahltag 
feſtzuſtellen und die Mitglieder des Hauptbetriebsrates ſpäteſtens zwei Wochen nach dem Tage der 
Feſtſtellung des Wahlergebniſſes zur Vornahme der nach § 7 dieſer Verordnung erforderlichen 
Wahl zuſammenzuberufen. 

8 13. 

Die Wahlzeit des Hauptbetriebsrates beträgt ein Jahr. Sie beginnt mit dem 1. April eines 
Jahres und endet mit dem 31. März des nächſten Jahres. a 222 

Iſt während der Wahlzeit zu einer Neuwahl zu ſchreiten, jo findet dieſe für den Reſt der 
Wahlzeit ſtatt. 

Nach Ablauf der Wahlzeit bleiben die Mitglieder des Hauptbetriebsrates noch bis zum 


Zuſammentritt des neuen Hauptbetriebsrates im Amte. 


6! ̃ str. 127 


| 
24 Preuß. Geſetzſammlung 1928. Nr. 7, hnzgögehen am 23. 3. 28. 
8 I 


V. Schlußbeſtimmungen. 
N.. 

Der Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten wird ermächtigt, nach Verhandlung 
mit den wirtſchaftlichen Vereinigungen der Arbeitnehmer Ausführungsbeſtimmungen zu dieſer 
Verordnung zu erlaſſen. 5 

§ 15. 
Aber die Dauer der erſten Wahlzeit kann der Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen und 
Forſten vom § 13 Abſ. 1 abweichende Beſtimmungen treffen. 


51 % t 5.3 377125 184 § 16. | 
Dieſe Verordnung tritt mit dem auf die Verkündung folgenden Tage in Kraft. 


J 


Berlin, den 15. März 1928. 


Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterüinn. 


Braun. Steiger. 


Hinweis auf nicht in der Geſetzſammlung veröffentlichte Rechtsverordnungen 
($ 2 des Geſetzes vom 9. Auguſt 1924 — Geſetzſamml. S. 597 —). 


In Nr. 3 des Miniſterialblatts der Handels⸗ und Gewerbeverwaltung vom 21. Februar 1928 iſt 
auf Seite 21 ein Erlaß vom 18. Januar 1928, betreffend Vorſchriften für das Bewachungsgewerbe, 


x 75 


verkündet, der am 1. Februar d. Is. in Kraft getreten iſt. 
Berlin, den 29. Februar 1928. 1 | 
Preußiſches Minifterium für Handel und Gewerbe. 
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